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Allgemeine Geschäfts- und Lieferbedingungen  
der Ernst Zwintzscher GmbH & Co. KG (Ladenbau + Tischlerei, 

sowie Werksvertretung + Vertrieb) und der                                                                     
Zwintzscher Ship GmbH & Co. KG 

 
1. Geltungsbereich, Begriffsbestimmung 
1.1 Diese Allgemeinen Geschäfts- und Lieferbedingungen (nachfol-
gend „AGB“) gelten ausschließlich für alle mit der Ernst Zwintz-
scher GmbH & Co. Kommanditgesellschaft, der Werksvertre-
tung-Vertrieb Ernst Zwintzscher GmbH & Co. KG sowie der 
Zwintzscher Ship GmbH & Co. KG, Seekoppelweg 8 in 24113 Kiel, 
Telefonnummer: +49 (431) 69694-0, E-Mail: info@zwintzscher.com 
(nachfolgend „Auftragnehmer“) geschlossenen Verträge über die 
Lieferung von Waren, die Erbringung von Werk- und Bauleistungen 
sowie die Erbringung sonstiger Dienstleistungen des Tischler-/ 
Schreiner- oder Montagebetriebs in ihrer zum Zeitpunkt der Bestel-
lung gültigen Fassung. Abweichende allgemeine Geschäftsbedin-
gungen des Bestellers werden nicht anerkannt, es sei denn, der An-
bieter stimmt ihrer Geltung ausdrücklich schriftlich zu.  
 
1.2 Gegenüber Unternehmern wird der Geltung der Tegernseer 
Gebräuche ausdrücklich widersprochen. Die Geltung der Incoterms 
wird ausgeschlossen, es sei denn, einzelnen Klauseln daraus ist 
durch den Auftragnehmer ausdrücklich in Textform zugestimmt wor-
den. 
 
1.3 Diese AGB gelten nicht bei Vergabeverfahren durch öffentliche 
Auftraggeber. 
 
1.4 Im Einzelfall getroffene, individuelle Vereinbarungen mit dem 
Auftraggeber (einschließlich Nebenabreden, Ergänzungen und Än-
derungen) haben Vorrang vor diesen AGB. Alle zwischen dem Auf-
traggeber und dem Auftragnehmer im Zusammenhang mit dem je-
weiligen Auftrag getroffenen Vereinbarungen ergeben sich insbe-
sondere aus diesen Allgemeinen Geschäfts- und Lieferbedingun-
gen, unserer schriftlichen Auftragsbestätigung und unserer Annah-
meerklärung. 
 
1.5 Der Auftraggeber ist Verbraucher, soweit der Zweck der geor-
derten Lieferungen und Leistungen nicht überwiegend seiner ge-
werblichen oder selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet 
werden kann (§ 13 BGB). Dagegen ist Unternehmer jede natürliche 
oder juristische Person oder rechtsfähige Personengesellschaft, die 
beim Abschluss des Vertrags in Ausübung ihrer gewerblichen oder 
selbständigen beruflichen Tätigkeit handelt (§ 14 BGB). 
 
2. Angebote, Auftragsannahme und Unterlagen des Auftrags-
nehmers 
2.1 Der Auftragnehmer kennzeichnet unverbindliche Angebote ent-
sprechend oder mit dem Zusatz „freibleibend". Befristete Angebote 
enthalten die Bindungsdauer. Weicht der Auftrag des Auftraggebers 
vom Angebot des Auftragnehmers ab, so kommt ein Vertrag in die-
sem Falle erst mit ausdrücklicher Bestätigung des Auftragnehmers 
zustande. Mündliche oder durch Vertreter übermittelte Erklärungen 
bedürfen zu ihrer Gültigkeit der schriftlichen Bestätigung des Auf-
tragnehmers. Für Aufträge, die im Zusammenhang mit Werksvertre-
tungen des Auftragnehmers erteilt werden, gelten ausschließlich die 
Geschäftsbedingungen des Lieferwerks, wenn nichts anderes ver-
einbart worden ist. Eine Auftragsbestätigung durch das Lieferwerk in 
diesen Fällen bleibt vorbehalten. 
 
2.2 Maß-, Flächen- und Gewichtsangaben in Angebotsunterlagen 
des Auftragnehmers (z. B. in Plänen, Zeichnungen, Abbildungen) 
sind nur annähernd genau, es sei denn diese Angaben sind vorn 
Auftragnehmer auf Verlangen des Auftraggebers als verbindlich be-
zeichnet worden. 
 
2.3 Zugesicherte Eigenschaften und werbliche Aussagen des Her-
stellers zu Produkten und Materialien werden nur Vertragsbestand-
teil, wenn der Auftragnehmer sie sich ausdrücklich zu eigen gemacht 
hat. 
 
2.4. Angebote, Kalkulationen, Pläne, Zeichnungen, Berechnungen, 
Kostenanschläge und andere Unterlagen des Auftragnehmers dür-
fen ohne dessen Zustimmung weder geändert noch vervielfältigt 
oder Dritten zugänglich gemacht werden. Kommt kein Vertrag zu-
stande, hat der Auftraggeber die Unterlagen einschließlich Kopien 
auf Erstes Verlangen unverzüglich zurückzugeben. Ist dies durch 
Verschulden des Auftraggebers unmöglich, haftet er gegenüber dem 
Auftragnehmer auf Ersatz des hierdurch nachweislich entstandenen 
Schadens.  
 
2.5 Muster (Furniere, Dekore, Beizproben, Skizzen und Zeichnun-
gen), die durch den Auftragnehmer oder in seinem Auftrag von Drit-
ten hergestellt werden, sind geistiges Eigentum des Auftragnehmers 
und bei Nichtdurchführung eines entsprechenden Auftrages bzw. 
Nichtannahme eines Angebotes unverzüglich an den Auftragneh-
mer zurückzugeben. Dem Auftraggeber ist es untersagt, die durch 

den Auftragnehmer zur Verfügung gestellten Muster in diesem Falle 
zu benutzen. Bei Zuwiderhandlung ist der Auftragnehmer berechtigt, 
dem Auftraggeber seinen Aufwand für die Muster in Rechnung zu 
stellen, wobei insoweit der eigene Aufwand des Auftragnehmers mit 
dem bei Angebotsabgabe üblichen Stundenverrechnungssatz zu 
berechnen ist. Detailzeichnungen und Modelle, die auf Veranlas-
sung des Kunden speziell angefertigt worden sind, sind auch im 
Falle nicht erfolgter Auftragserteilung zu berechnen und vom Auf-
traggeber zu zahlen. 
 
3. Lieferzeiten und Leistungsausführung  
3.1 Lieferungs- und Ausführungsfristen gelten nur nach schriftlicher 
Bestätigung durch den Auftragnehmer. Ein Rücktritt von Vertrag 
durch den Auftraggeber ist nur bei vorheriger Fristsetzung durch die-
sen möglich. In diesen Fällen ist der Auftragnehmer jedoch nach Er-
halt der Fristsetzung durch den Auftraggeber berechtigt, zunächst 
eine angemessene und zumutbare Verlängerung der Lieferzeit zu 
terminieren. Kann auch dann eine Lieferung nicht erfolgen, ist dem 
Auftraggeber der Rücktritt möglich. Der Auftragnehmer behält sich 
vor, die Arbeiten von Subunternehmern ausführen zu lassen. 
 
3.2 Der Auftragnehmer informiert den Auftraggeber unverzüglich, 
wenn er seine Leistung aufgrund von Umständen nicht erbringen 
kann, die aus der Sphäre des Auftraggebers stammen (z. B. man-
gelnde Baufreiheit, fehlendes oder mangelhaftes beigestelltes Ma-
terial, unzureichende Baustellen-Infrastruktur) oder auf Verzögerun-
gen von Vorgenwerken, höhere Gewalt oder unverschuldete Selbst-
belieferungsausfälle zurückzuführen sind. Er beschreibt die voraus-
sichtlichen Auswirkungen auf seine Leistungserbringung und wirkt 
im Rahmen des Vertrags an der Minimierung der Folgen mit. Die 
Information kann ausnahmsweise entfallen, wenn die hindernden 
Umstände und deren Auswirkungen offensichtlich sind. 
 
3.3 Auftragnehmer und Auftraggeber haben in den gesetzlich vorge-
sehenen Fällen das Recht zum Rücktritt vom Vertrag. 
 
4. Vertragspreise, Änderung der Geschäftsgrundlage 
4.1 Sind zwischen Vertragsschluss und Leistungsbeginn mehr als 
vier Monate vergangen, ohne dass der Auftragnehmer dies zu ver-
treten hat, und haben sich die Material- und/ oder Lohnkosten im 
Vergleich zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses um mehr als 3 % 
erhöht oder verringert, kann jede Vertragspartei ergänzende Ver-
handlungen verlangen, um eine angemessene Anpassung der ver-
einbarten Preise für Material- und Lohnkosten (ohne unternehmeri-
schen Gewinn) zu vereinbaren. 
 
4.2 Beide Parteien haben das Recht, unter der Voraussetzung, dass 
die Verhandlungen trotz Aufforderung mit Fristsetzung in Textform 
nicht stattfinden oder erfolglos bleiben, diesen Vertrag in Schriftform 
zu kündigen. Hiervon unabhängig bleiben bereits erbrachte Leistun-
gen vergütungspflichtig.  
 
5. Prüfung 
Zeichnungen oder Skizzen, die durch den Auftragnehmer angefer-
tigt und vorgelegt werden, sind vom Auftraggeber zu prüfen. Telefo-
nisch aufgegebene Änderungen müssen zu ihrer Wirksamkeit 
schriftlich bestätigt werden. Sofern Freigaben gefordert werden, die 
nicht nach vereinbarter Frist zurückgegeben wurden, verlängert sich 
automatisch die Lieferzeit. Zeichnungen oder Skizzen, die zur 
Kenntnis für eine Auftragsabwicklung übersendet wurden, sind ver-
bindlich und unverzüglich von Auftraggeber auf Richtigkeit zu prü-
fen. 
 

6. Eigentumsvorbehalt 
6.1 Gegenüber Verbrauchern behält sich der Auftragnehmer bis zur 
vollständigen Bezahlung des geschuldeten Kaufpreises das Eigen-
tum an den gelieferten Gegenständen vor.  
 
6.2 Gegenüber Unternehmern behält sich der Auftragnehmer bis 
zur vollständigen Begleichung aller Forderungen aus einer laufen-
den Geschäftsbeziehung das Eigentum an den gelieferten Gegen-
ständen vor. 
 
6.3 Der Auftraggeber darf die gelieferten Gegenstände bis zur Er-
langung des Eigentums weder verpfänden noch zur Sicherheit über-
eignen. Wird ein Insolvenzverfahren über sein Vermögen beantragt 
oder greifen Dritte (z. B. durch Pfändung) auf die Gegenstände zu, 
hat der Auftraggeber den Auftragnehmer unverzüglich zu benach-
richtigen. 
 
6.4 Handelt der Auftraggeber als Unternehmer und wird die unter 
Eigentumsvorbehalt stehende Ware weiterverarbeitet, so erfolgt die 
Verarbeitung im Namen und Interesse des Auftragnehmers, ohne 
dass daraus vertragliche Verpflichtungen für ihn entstehen. Entsteht 
durch die Weiterverarbeitung eine neue Sache unter Verwendung 
weiterer Materialien, die nicht dem Auftragnehmer gehören, erwirbt 
der Auftragnehmer Miteigentum an der neuen Sache. Der Miteigen-
tumsanteil bestimmt sich nach dem Verhältnis des Wertes der Vor-
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behaltsware zum Gesamtwert der neuen Sache zum Zeitpunkt der 
Weiterverarbeitung. 
 
6.5 Handelt der Auftraggeber als Unternehmer und wird die unter 
Eigentumsvorbehalt stehende Ware allein oder zusammen mit nicht 
dem Auftragnehmer gehörender Ware veräußert, so tritt der Auftrag-
geber sofort die aus der Weiterveräußerung entstehenden Forde-
rungen in Höhe des Wertes der Vorbehaltsware mit allen Neben-
rechten und Rang vor dem Rest an den Auftragnehmer ab. Der Auf-
tragnehmer nimmt die Abtretung an. Wert der Vorbehaltsware ist der 
Rechnungsbetrag des Auftragnehmers, der jedoch soweit außer An-
satz bleibt als ihm Rechte Dritter entgegenstehen. Steht die weiter-
veräußerte Vorbehaltsware im Miteigentum des Auftragnehmers, so 
erstreckt sich die Abtretung der Forderungen auf den Betrag, der 
dem Anteilswert des Auftragnehmers an dem Miteigentum ent-
spricht.  
 
6.6 Handelt der Auftraggeber als Unternehmer, ist er zur Weiter-
veräußerung, zur Verwendung oder zum Einbau der Vorbehaltsware 
nur im üblichen ordnungsgemäßen Geschäftsgang und nur mit der 
Maßgabe berechtigt und ermächtigt, dass die Forderungen im Sinne 
von Ziffer 6.5 auf den Auftragnehmer tatsächlich übergehen. Zu an-
deren Verfügungen über die Vorbehaltsware, insbesondere Ver-
pfändung oder Sicherungsübereignung ist der Auftraggeber nicht 
berechtigt.  
 
Der Auftragnehmer ermächtigt den Auftraggeber unter Vorbehalt 
des Widerrufs zur Einziehung der gemäß: Ziffer 6.5 abgetretenen 
Forderungen. Der Auftragnehmer wird von der eigenen Einzie-
hungsbefugnis keinen Gebrauch machen, solange der Auftraggeber 
seinen Zahlungsverpflichtungen, auch gegenüber Dritten, nach-
kommt. Auf Verlangen des Auftragnehmers hat der Auftraggeber die 
Schuldner der abgetretenen Forderungen zu benennen und diesen 
die Abtretung anzuzeigen; der Auftragnehmer ist ermächtigt, den 
Schuldnern die Abtretung auch selbst anzuzeigen. Übersteigt der 
Wert der eingeräumten Sicherheiten die offenen Forderungen des 
Auftragnehmers um mehr als 20 %, so ist der Auftragnehmer nach 
seiner Wahl zur Rückübertragung oder Freigabe von Sicherheit bis 
zur genannten Grenze verpflichtet. 
 
7. Montage vor Ort, Mitwirkung des Auftraggebers  
7.1 Der Auftragnehmer beginnt mit der Montage erst dann, wenn der 
Auftraggeber die Baustelle besenrein übergeben und die notwendi-
gen Vorbereitungen getroffen hat. Andere beteiligte Handwerker 
müssen ihre Tätigkeit bereits beendet haben.  
 
7.2 Der Auftraggeber hat auf eigene Kosten für Strom, Wasser, Hei-
zung, Abfallbehälter sowie WCs zu sorgen. Der Auftraggeber hat da-
für Sorge zu tragen, dass die Einbauräume ausreichend beleuchtet, 
gleichmäßig geheizt und sauber sind. Für die Lagerung von Klein-
teilen, Werkzeug etc. sind vom Auftraggeber abschließbare Räume 
zur Verfügung zu stellen.  
 
7.3 Der Auftraggeber ist dafür verantwortlich, dass die Montage 
ohne Behinderung durch Dritte und ohne Unterbrechung durchge-
führt werden kann. Er ist weiterhin dafür verantwortlich, dass Durch-
gänge und Türen so dimensioniert sind, dass die einzubauenden 
Elemente ungehindert transportiert werden können. Art, Mittel und 
Kosten für den Vertikaltransport sind in den Ausschreibungen anzu-
geben. Hierzu sind geeignet:  
 

• Ausreichend dimensionierter Bauaufzug oder Treppen-
haus,  

• freie Leitungsschächte oder geeignete Öffnungen in 
Fassaden.  

 
7.4 Sollte es erforderlich sein, öffentliche Wege zu befahren, die 
ganz oder teilweise gesperrt sind, so ist es Sache des Kunden, 
rechtzeitig und auf eigene Kosten für eine behördliche Genehmi-
gung zu sorgen. 
 
8. Leistungshindernisse, Selbstbelieferungsvorbehalt 
8.1. Wird die Leistung durch unvorhersehbare, außergewöhnliche 
Umstände gehindert, die der Auftragnehmer trotz zumutbarer Sorg-
falt nicht abwenden kann — insbesondere durch Betriebs- oder Lie-
ferkettenstörungen; behördliche Eingriffe (wie Beschlagnahme, Ent-
ziehung; Cyberangriffe; Kernenergie oder andere ionisierende 
Strahlung; Verwendung chemischer, biologischer oder biochemi-
scher Substanzen oder elektromagnetischer Wellen als Waffen mit 
gemeingefährlicher Wirkung, Energieversorgungsschwierigkeiten, 
Streiks; Demonstrationen; Aussperrungen oder Arbeitsunruhen; 
Pandemien; Naturkatastrophen (z.B. Erdbeben, Blitzschlag, Vulkan-
ausbruch, Schlamm- und Schneelawinen, Hochschnee, Schnee-
stürme, Hochwasser); bewaffnete und unbewaffnete Konflikte 
(Krieg, Bürgerkrieg, innere Unruhen, Aufruhr und Terrorismus) oder 
weitere Fälle von höherer Gewalt —, verlängert sich die Leistungs-
frist angemessen. Wird die Leistung dadurch dauerhaft unmöglich, 
entfallen die noch nicht erbrachten Leistungspflichten beider Ver-

tragsparteien; Ansprüche auf Vergütung für bereits erbrachte Leis-
tungen bleiben davon ausgenommen.  
 
8.2 Können durch den Auftragnehmer verbindliche Lieferfristen aus 
von ihm nicht zu vertretenden Gründen nicht eingehalten werden 
(Nichtverfügbarkeit von vertragsgegenständlichem Material), ist der 
Auftraggeber unverzüglich hierüber und über die voraussichtliche 
neue Lieferfrist zu informieren. Ist die Leistung auch bis dahin nicht 
verfügbar, so ist der Auftragnehmer berechtigt, ganz oder teilweise 
vom Vertrag zurückzutreten. Eine bereits geleistete Zahlung erstat-
tet der Auftragnehmer unverzüglich zurück. Als Nichtverfügbarkeit 
gilt insbesondere die verspätete oder ausbleibende Selbstbeliefe-
rung, sofern weder den Auftragnehmer noch dessen Zulieferer ein 
Verschulden daran trifft oder weder der Auftragnehmer noch der Zu-
lieferer im Einzelfall zur Beschaffung verpflichtet sind. 
 
9. Annahmeverzug des Auftraggebers 
Kann die Leistung nicht zum vereinbarten Termin erfolgen, weil der 
Auftraggeber erforderliche Mitwirkungshandlungen unterlassen und 
dadurch in Annahmeverzug geraten ist, steht dem Auftragnehmer 
eine angemessene Entschädigung gemäß § 642 Abs. 2 BGB zu.  
 
10. Kündigung des Auftraggebers, Entschädigungsverpflich-
tung, Sonderkündigungsrecht  
10.1 Kündigt der Auftraggeber den Vertrag ohne wichtigen Grund, 
erhält der Auftragnehmer neben der Vergütung für bereits erbrachte 
Leistungen eine Kündigungsentschädigung für den noch ausstehen-
den Leistungsteil in Höhe von 10 % der Vergütung, wenn der Auf-
traggeber als Verbraucher handelt und in Höhe von 12 % der Ver-
gütung, wenn der Auftraggeber als Unternehmer handelt. Kann der 
Auftraggeber nachweisen, dass kein oder ein geringerer Schaden 
entstanden ist, verringert sich diese Kündigungsentschädigung auf 
den entstandenen Schaden oder entfällt gänzlich. Der Auftragneh-
mer kann eine höhere Entschädigung verlangen, sofern er einen hö-
heren Schaden nachweist. 
 
10.2 Im Falle einer dauerhaften Leistungsstörung gemäß Ziff. 6.1 
oder 6.2 steht beiden Vertragsparteien ein Sonderkündigungsrecht 
zu. Bereits erbrachte Leistungen bleiben vergütungspflichtig. Die 
sonstigen gesetzlichen Rechtsfolgen der Kündigung, insbesondere 
gem. § 648 BGB bleiben hiervon unberührt. 
 

11. Abnahme der Leistung und Teilleistungen, Abnahmeverzug, 
Gefahrenübergang 
11.1 Der Auftraggeber ist verpflichtet, die erbrachten Werk- und 
Bauleistungen (§ 650a BGB) abzunehmen, sobald und sofern diese 
im Wesentlichen vertragsgemäß erbracht wurden. Eine Abnahme 
darf wegen unwesentlicher Mängel nicht verweigert werden (§ 540 
Abs. 2 BGB). 
 
11.2 Auf Verlangen sind in sich abgeschlossene Teile der Leistung 
gesondert abzunehmen. Die Geltendmachung einer vorm Auftrag-
nehmer verwirkten Vertragsstrafe hat sich der Auftraggeber bei der 
Abnahme in Textform vorzubehalten.  
 
11.3 Wird bei Leistungen gemäß Ziff. 11.1 keine Abnahme verlangt, 
so gilt die Leistung mit Ablauf von 12 Werktagen nach Fertigstel-
lungsmitteilung in Textform gegenüber dem Auftraggeber oder nach 
Ablauf von sechs Werktagen nach Beginn der Benutzung oder Be-
ginn der Benutzung eines wesentlichen Teils einer baulichen Anlage 
als abgenommen. 
 
11.4 Gerät der Auftraggeber mit der Abnahme in Verzug, so geht die 
Gefahr im Verzugszeitpunkt auf ihn über. Ein Gefahrübergang liegt 
auch vor, wenn die Montage aus Gründen, die der Auftraggeber zu 
vertreten hat, unterbrochen wird und der Auftragnehmer die bis da-
hin erbrachten Leistungen einvernehmlich in die Obhut des Auftrag-
gebers übergeben hat. 
 
11.5 Mehraufwendungen beim Auftragnehmer, die aufgrund des An-
nahmeverzuges des Auftraggebers entstehen, wie zum Beispiel La-
gerkosten und Kosten für An- und Abfahrzeiten, trägt der Auftragge-
ber. 
 
11.6 Bei Anlieferung durch den Auftragnehmer trägt dieser die Ge-
fahr bis zur Anlieferung am Leistungsort. Dies gilt auch für Teilliefe-
rungen. Soweit die Lieferung vereinbarungsgemäß frachtfrei oder 
frei Haus erfolgt, geht die Gefahr auf den Auftraggeber mit der Über-
gabe an den Spediteur, Frachtführer oder sonst zur Versendung be-
stimmten Dritten über. Verzögert sich der Versand oder die Über-
gabe aus vom Auftraggeber zu vertretenden Gründen, geht die Ge-
fahr ab dem Tag der Versandbereitschaft und entsprechender Mit-
teilung auf ihn über.  
 
12. Vergütung, Zahlungsbedingungen, Schecks und Wechsel  
12.1 Nach Erbringung der Dienste, Abnahme des Werkes oder 
Übergabe der Ware sind Rechnungen des Auftragnehmers nach Zu-
gang ohne Skontoabzug sofort zur Zahlung fällig, es sei denn, der 
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Auftragnehmer hat ein längeres Zahlungsziel eingeräumt. § 650 g 
Abs. 4 BGB bleibt unberührt. Ab dem Zeitpunkt des Verzugs des 
Auftraggebers stehen dem Auftragnehmer die gesetzlichen Ver-
zugszinsen zu. Sicherheitseinbehalte bedürfen zu ihrer Wirksamkeit 
einer vorherigen schriftlichen Vereinbarung. 
 
12.2 Der Auftraggeber kommt in Verzug, wenn er auf eine Mahnung 
des Aufragnehmers, die nach Eintritt der Fälligkeit der Werkvergü-
tung erfolgt, nicht zahlt. Unabhängig davon kommt der Auftraggeber 
in Verzug, wenn er nicht zu einem im Vertrag kalendermäßig be-
stimmten Zeitpunkt leistet. Eine Aufrechnung durch den Auftragge-
ber mit anderen als unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten 
Forderungen ist ausgeschlossen. 
 
12.3 Der Auftragnehmer ist berechtigt, trotz anderslautender Best-
immungen des Auftraggebers, Zahlungen zunächst auf dessen äl-
tere Schuld anzurechnen. Sind bereits Kosten und Zinsen entstan-
den, so ist der Auftragnehmer berechtigt, die Zahlung zunächst auf 
die Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt auf die Hauptleistung 
anzurechnen. 
 
12.4 Schecks und Wechsel nimmt der Auftragnehmer nur an, soweit 
dies ausdrücklich vertraglich vereinbart wurde. In diesen Fällen er-
folgt die Annahme nur erfüllungshalber und gilt erst nach endgültiger 
Gutschrift auf dem Konto des Auftragnehmers als Zahlung. Die An-
nahme erfolgt stets vorbehaltlich der Diskontierungsmöglichkeit. Alle 
mit der Einlösung verbundenen Kosten und Spesen trägt der Auf-
traggeber. 
 
12.5 Wenn nichts anderes vereinbart wurde, gelten die nachfolgen-
den Zahlungsbedingungen:  

a) 1/3 acht Tage nach Erteilung des Auftrages bei Arbeits-
beginn. Ist der Beginn der Arbeiten für eine Zeit von 
mehr als einen Monat nach Auftragserteilung vorgese-
hen, tritt insoweit an die Stelle der Auftragserteilung der 
Beginn der Arbeiten.  

b) Bis zu 90 v.H. der vereinbarten Gegenleistung sind in 
angemessenen Teilbeträgen nach Baufortschritt ent-
sprechend unseren Abschlagsrechnungen zu zahlen. 

c) Die Restzahlung für Bauleistungen wird mit Abnahme 
fällig. Falls keine Abnahme erfolgt, tritt die Fälligkeit 12 
Tage nach schriftlicher Mitteilung über die Fertigstellung 
ein, bei Ingebrauchnahme nach 6 Tagen; im Übrigen mit 
Abnahme oder 7 Tage nach Fertigstellung.  

 
Werden Abschlagsrechnungen nicht gezahlt, sind wir berechtigt, un-
sere Arbeiten zu unterbrechen, ohne dass sich daraus Ansprüche 
des Auftraggebers ergeben. Unsere äußerst kalkulierten Preise las-
sen keinen Skontoabzug zu und verstehen sich netto Kasse ohne 
jeglichen Abzug zuzüglich der jeweilig gesetzlichen Mehrwertsteuer. 
 
13. Mängelgewährleistung und Verjährungsfristen 
13.1 Mängelansprüche des Auftraggebers gemäß § 634a Abs. 1 Nr. 
1 BGB (bei einem Werk, dessen Erfolg in der Herstellung, Wartung 
oder Veränderung einer Sache oder in der Erbringung von Pla-
nungs- oder Überwachungsleistungen besteht), verjähren abwei-
chend von der gesetzlichen zweijährigen Verjährungsfrist in einem 
Jahr seit Abnahme. Dies gilt auch bei Reparatur-, Ausbesserungs-, 
Instandhaltungs-, Einbau-, Erneuerungs- oder Umbauarbeiten an ei-
nem bereits errichteten Bauwerk, wenn die Arbeiten nach Art und 
Umfang keine wesentliche Bedeutung für die Konstruktion, den Be-
stand, die Erhaltung oder die Benutzbarkeit des Gebäudes haben. 
 
13.2 Werk- und bauvertragliche Mängelansprüche des Auftragge-
bers verjähren gemäß § 634a Abs. 1 Nr. 2 BGB in fünf Jahren seit 
Abnahme bei Arbeiten an einem Bauwerk, im Falle der Neuherstel-
lung oder Erweiterung der Gebäudesubstanz (Auf- oder Anbauar-
beiten) oder in Fällen von Einbau-, Umbau-, Erneuerungs- oder Re-
paraturarbeiten an einem bereits errichteten Bauwerk, wenn die Ar-
beiten bei Neuerrichtung des Gebäudes zu den Bauwerksarbeiten 
zählen würden, die nach Art und Umfang für Konstruktion, Bestand, 
Erhaltung oder Benutzbarkeit des Gebäudes von wesentlicher Be-
deutung sind und die eingebauten Teile mit dem Gebäude fest ver-
bunden werden. 
 
13.3 Bei Werklieferungsverträgen über neu hergestellte Waren ver-
jähren Mängelansprüche des Auftraggebers in einem Jahr mit Ab-
lauf des Tages der Abnahme bzw. der Ablieferung.  
 
13.4 Keine Mängel sind: 

a) Folgen fehlerhafter Bedienung, gewaltsamer Einwir-
kung, Abnutzung oder Verschleiß durch bestimmungs-
gemäßen Gebrauch (z. B. bewitterte Bauteilflächen). 

b) Natürliche Farb-, Struktur- und andere Unterschiede, die 
auf die Eigenschaften des Naturprodukts Holz zurückzu-
führen sind, sowie unwesentliche Abweichungen bei 
Nachbestellungen, die in der Natur der verwendeten Ma-
terialien liegen. 

c) Farbabweichungen bei Kunststoffen durch Alterungs-
prozesse. 

 
14. Haftung 
14.1 Der Auftragnehmer haftet auf Schadensersatz — unabhängig 
vom Rechtsgrund — nur: 

a) bei vorsätzlicher oder grob fahrlässiger Pflichtverletzung 
durch ihn, seinen gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungs-
gehilfen sowie bei fahrlässiger Verletzung von Leben, 
Körper oder Gesundheit; 

b) bei arglistig verschwiegenen Mängeln; 
c) bei Übernahme einer Garantie für die Beschaffenheit 

des Werkes;  
d) nach den Bestimmungen des Produkthaftungsgesetzes. 

 
14.2 Der Auftragnehmer haftet auch bei der Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten (Pflichten, deren Erfüllung für die ordnungsge-
mäße Durchführung des Vertrags wesentlich ist und auf deren Ein-
haltung regelmäßig vertraut wird), jedoch ist bei einfacher Fahrläs-
sigkeit die Haftung auf den vorhersehbaren, typischerweise eintre-
tenden Schaden begrenzt, sofern keine Verletzung von Leben, Kör-
per oder Gesundheit vorliegt.  
 
14.3 Die Haftung nach Ziffer 13.1 ist begrenzt auf den vorhersehba-
ren und typischerweise eintretenden Schaden. Die Haftung ist be-
schränkt auf maximal das Dreifache des Auftragswertes bzw. des 
Wertes der Warenlieferung. 
 
14.4 Bei leicht fahrlässiger Verletzung von Nebenpflichten durch den 
Auftragnehmer, seinen gesetzlichen Vertreter oder Erfüllungsgehil-
fen ist die Haftung ausgeschlossen.  
 
15. Wartungs-, Kontroll- und Pflegehinweise 
15.1 Der Auftragnehmer weist den Auftraggeber darauf hin, dass für 
die dauerhafte Funktion der Bauteile Wartungsarbeiten erforderlich 
sind, insbesondere:  

a) Kontrolle und ggf. Schmierung von Beschlägen und be-
weglichen Bauteilen, 

b) regelmäßige Kontrolle von Abdichtungsfugen, 
c) Nachbehandlung von Anstrichen innen und außen je 

nach Lack-, oder Lasurart, Witterungseinfluss und Nut-
zung. Solche Arbeiten sind nur Teil des Auftrags, wenn 
dies ausdrücklich vereinbart wurde. Unterlassene War-
tungsarbeiten können Lebensdauer und Funktion beein-
trächtigen, ohne Mängelansprüche zu begründen, 

d) regelmäßige und kontinuierliche Reinigung 
 

15.2 Der Auftraggeber ist für geeignete klimatische Bedingungen 
(Luftfeuchtigkeit, Temperatur) zum Schutz und Erhalt der Bauteile 
verantwortlich. 
 
16. Widerruf 
16.1 Wenn der Vertragspartner Verbraucher ist, steht ihm nach 
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen grundsätzlich ein Wider-
rufsrecht bei Abschluss eines Fernabsatzgeschäfts zu. 
 
16.2 Macht der Vertragspartner als Verbraucher von seinem gesetz-
lichen Widerrufsrecht Gebrauch, so hat er die regelmäßigen Kosten 
der Rücksendung zu tragen. 
 
16.3 Im Übrigen gelten für das Widerrufsrecht die Regelungen, die 
im Einzelnen wiedergegeben sind in der folgenden 
 

- Widerrufsbelehrung – 
Widerrufsrecht 
Sie haben das Recht, binnen vierzehn Tagen ohne Angabe von 
Gründen diesen Vertrag zu widerrufen. 
Die Widerrufsfrist beträgt vierzehn Tage ab dem Tag, des Vertrags-
abschlusses. 
Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müssen Sie uns 
 
Ernst Zwintzscher GmbH & Co. KG /  
Zwintzscher Ship GmbH & Co. KG,  
Seekoppelweg 8 in 24113 Kiel,  
Telefonnummer: +49 (431) 69694-0,  
E-Mail: info@zwintzscher.com 
 
mittels einer eindeutigen Erklärung (z.B. ein mit der Post versandter 
Brief oder E-Mail) über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu widerru-
fen, informieren. Sie können dafür das beigefügte Muster-Widerrufs-
formular verwenden, das jedoch nicht vorgeschrieben ist.  
Zur Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, dass Sie die Mitteilung 
über die Ausübung des Widerrufsrechts vor Ablauf der Widerrufsfrist 
absenden. 
 

Folgen des Widerrufs 
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, haben wir Ihnen alle Zahlun-
gen, die wir von Ihnen erhalten haben, einschließlich der Lieferkos-
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ten (mit Ausnahme der zusätzlichen Kosten, die sich daraus erge-
ben, dass Sie eine andere Art der Lieferung als die von uns ange-
botene, günstigste Standardlieferung gewählt haben), unverzüglich 
und spätestens binnen 14 Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, an 
dem die Mitteilung über Ihren Widerruf dieses Vertrags bei uns ein-
gegangen ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir dasselbe Zah-
lungsmittel, das Sie bei der ursprünglichen Transaktion eingesetzt 
haben, es sei denn, mit Ihnen wurde ausdrücklich etwas anderes 
vereinbart; in keinem Fall werden Ihnen wegen dieser Rückzahlung 
Entgelte berechnet. Wir können die Rückzahlung verweigern, bis wir 
die von uns gelieferten Materialien wieder zurückerhalten haben 
oder bis Sie den Nachweis erbracht haben, dass Sie die Materialien 
zurückgesandt haben, je nachdem, welches der frühere Zeitpunkt 
ist, Sie haben die Materialien unverzüglich und in jedem Fall spätes-
tens binnen vierzehn Tagen ab dem Tag, an dem Sie uns über den 
Widerruf dieses Vertrags unterrichten, an uns zurückzusenden oder 
zu übergeben. Die Frist ist gewahrt, wenn Sie die Materialien vor 
Ablauf der Frist von vierzehn Tagen absenden, Sie tragen die unmit-
telbaren Kosten der Rücksendung der Materialien. Sie müssen für 
einen etwaigen Wertverlust der Materialien nur aufkommen, wenn 
dieser Wertverlust auf einen zur Prüfung der Beschaffenheit, Eigen-
schaften und Funktionsweise der Materialien nicht notwendigen Um-
gang mit ihnen zurückzuführen ist. Haben Sie verlangt, dass die 
Leistung während der Widerrufsfrist beginnen soll, so haben Sie uns 
einen angemessenen Betrag zu zahlen, der dem Anteil der bis zu 
dem Zeitpunkt, zu dem Sie uns von der Ausübung des Widerrufs-
rechts hinsichtlich dieses Vertrags unterrichten, bereits erbrachten 
Leistung im Vergleich zum Gesamtumfang der im Vertrag vorgese-
henen Leistung entspricht. 

– Ende der Widerrufsbelehrung – 
 

16.4 Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Fernabsatzverträgen zur 

Lieferung von Waren, die nicht vorgefertigt sind und für deren Her-

stellung eine individuelle Auswahl oder Bestimmung durch den Ver-

braucher maßgeblich ist oder die eindeutig auf die persönlichen Be-

dürfnisse des Verbrauchers zugeschnitten sind.  

 

17. Werbung 
Der Auftragnehmer ist berechtigt, Arbeiten, die er für einen Auftrag-
geber ausgeführt hat, für eigene Werbezwecke und als Referenzob-
jekt unentgeltlich zu verwenden. 
 

18. Verbraucherschlichtungsverfahren  
Die Ernst Zwintzscher GmbH & Co. KG Ladenbau + Tischlerei, die 
Ernst Zwintzscher GmbH & Co. KG Werksvertretung + Vertrieb und 
die Zwintzscher Ship GmbH & Co. KG beteiligen sich nicht an Ver-
braucherschlichtungsverfahren nach dem Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetz. Bei Streitigkeiten über den geschlossenen Vertrag 
und dessen Ausführung können Sie sich an die Vermittlungsstelle 
der Handwerkskammer Lübeck, Breite Str. 10-13, 22552 Lübeck, E-
Mail: vermittlungsstelle@hwk-luebeck.de wenden. 
 

19. Datenschutz 
Die personenbezogenen Daten des Auftraggebers (z.B. Name, Ad-
resse, Kommunikationsdaten) werden vom Auftragnehmer maschi-
nenlesbar gespeichert, um vorvertragliche und vertragliche Pflichten 
zu erfüllen (Artikel 5 Abs. 1 b), Artikel 6 Abs. 1b) DSGVO). Sie wer-
den ausschließlich zu eigenen Zwecken verwendet und nicht an un-
berechtigte Dritte zu gewerblichen Zwecken übermittelt. Die Daten 
werden gelöscht, sobald sie für den Verarbeitungszweck nicht mehr 
erforderlich sind, Betroffene Personen können Auskunft über ihre 
gespeicherten Daten verlangen, bei Unrichtigkeit eine Berichtigung 
und bei unzulässiger Speicherung die Löschung der Daten. Es be-
steht auch ein Beschwerderecht bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde. 
 

20. Anwendbares Recht, Gerichtsstand 
20.1 Für den Vertrag gilt ausschließlich deutsches Recht unter Aus-
schluss des UN-Kaufrechts. Unberührt bleiben jedoch die gesetzli-
chen - insbesondere EU-rechtlichen — Vorschriften zur Beschrän-
kung der Rechtswahl und zur Anwendung zwingender Vorschriften 

des Staates, in dem der Auftraggeber als Verbraucher seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt hat. 
 
20.2 Handelt es sich beim Auftraggeber um einen Kaufmann oder 
um einen dieser rechtlich Gleichstehenden oder um eine juristische 
Person des öffentlichen Rechts oder um öffentlich- rechtliches Son-
dervermögen, so ist der ausschließliche Gerichtsstand (auch inter-
nationaler) für Ansprüche, die sich gegen den Auftragnehmer rich-
ten, der Hauptsitz des Auftragnehmers. Unabhängig davon ist der 
Auftragnehmer berechtigt, Klage gegen den Auftraggeber an allen 
anderen gesetzlich zulässigen Gerichtsständen zu erheben. Vorran-
gige gesetzliche Vorschriften, insbesondere zu ausschließlichen Zu-
ständigkeiten, bleiben unberührt.  
 

Stand: Juni 2026
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Muster-Widerrufsformular 

 

(Wenn Sie den Vertrag widerrufen wollen, dann füllen Sie bitte dieses Formular aus 

und senden es zurück.) 

 

An Ernst Zwintzscher GmbH & Co. KG / Zwintzscher Ship GmbH & Co. KG, Seekop-

pelweg 8, 24113 Kiel, E-Mail: info@zwintzscher.com: 

 

Hiermit widerrufe(n) ich/wir (*) den von mir/uns (*) abgeschlossenen Vertrag über den 

Kauf der folgenden Waren (*)/ die Erbringung der folgenden Leistung (*) 

 

 

 

Bestellt am (*) / erhalten am (*) 

 

 

 

Name des/der Verbraucher(s) 

 

 

 

Anschrift des/der Verbraucher(s) 

 

 

 

Unterschrift des/der Verbraucher(s) (nur bei Mitteilung auf Papier) 

 

 

 

Datum 

 

 _____________ 

(*) Unzutreffendes streichen. 

 

 

 

 


